
Auszug der in der Androhungsverfügung genannten Regelungen des HGB in der 
bis zum 31. Juli 2022 geltenden Fassung 

 
 

§ 264 Pflicht zur Aufstellung; Befreiung 
 
(1) Die gesetzlichen Vertreter einer Kapitalgesellschaft haben den Jahresabschluß (§ 

242) um einen Anhang zu erweitern, der mit der Bilanz und der Gewinn- und 

Verlustrechnung eine Einheit bildet, sowie einen Lagebericht aufzustellen. Die 

gesetzlichen Vertreter einer kapitalmarktorientierten Kapitalgesellschaft, die nicht zur 

Aufstellung eines Konzernabschlusses verpflichtet ist, haben den Jahresabschluss um 

eine Kapitalflussrechnung und einen Eigenkapitalspiegel zu erweitern, die mit der Bilanz, 

Gewinn- und Verlustrechnung und dem Anhang eine Einheit bilden; sie können den 

Jahresabschluss um eine Segmentberichterstattung erweitern. Der Jahresabschluß und 

der Lagebericht sind von den gesetzlichen Vertretern in den ersten drei Monaten des 

Geschäftsjahrs für das vergangene Geschäftsjahr aufzustellen. Kleine 

Kapitalgesellschaften (§ 267 Abs. 1) brauchen den Lagebericht nicht aufzustellen; sie 

dürfen den Jahresabschluß auch später aufstellen, wenn dies einem ordnungsgemäßen 

Geschäftsgang entspricht, jedoch innerhalb der ersten sechs Monate des 

Geschäftsjahres. Kleinstkapitalgesellschaften (§ 267a) brauchen den Jahresabschluss 

nicht um einen Anhang zu erweitern, wenn sie 

1. die in § 268 Absatz 7 genannten Angaben, 

2. die in § 285 Nummer 9 Buchstabe c genannten Angaben und 

3. im Falle einer Aktiengesellschaft die in § 160 Absatz 3 Satz 2 des Aktiengesetzes 

genannten Angaben unter der Bilanz angeben. 
 
(1a) In dem Jahresabschluss sind die Firma, der Sitz, das Registergericht und die 

Nummer, unter der die Gesellschaft in das Handelsregister eingetragen ist, anzugeben. 

Befindet sich die Gesellschaft in Liquidation oder Abwicklung, ist auch diese Tatsache 

anzugeben. 
 
(2) Der Jahresabschluß der Kapitalgesellschaft hat unter Beachtung der Grundsätze 

ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Kapitalgesellschaft zu vermitteln. Führen 

besondere Umstände dazu, daß der Jahresabschluß ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild im Sinne des Satzes 1 nicht vermittelt, so sind im Anhang 

zusätzliche Angaben zu machen. Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs 

einer Kapitalgesellschaft, die als Inlandsemittent (§ 2 Absatz 14 des 

Wertpapierhandelsgesetzes) Wertpapiere (§ 2 Absatz 1 des Wertpapierhandelsgesetzes) 



begibt und keine Kapitalgesellschaft im Sinne des § 327a ist, haben in einer dem 

Jahresabschluss beizufügenden schriftlichen Erklärung zu versichern, dass der 

Jahresabschluss nach bestem Wissen ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild im Sinne des Satzes 1 vermittelt oder der Anhang Angaben nach 

Satz 2 enthält. Macht eine Kleinstkapitalgesellschaft von der Erleichterung nach Absatz 1 

Satz 5 Gebrauch, sind nach Satz 2 erforderliche zusätzliche Angaben unter der Bilanz zu 

machen. Es wird vermutet, dass ein unter Berücksichtigung der Erleichterungen für 

Kleinstkapitalgesellschaften aufgestellter Jahresabschluss den Erfordernissen des Satzes 

1 entspricht. 
 
(3) Eine Kapitalgesellschaft, die nicht im Sinne des § 264d kapitalmarktorientiert ist und 

als Tochterunternehmen in den Konzernabschluss eines Mutterunternehmens mit Sitz in 

einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des 

Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum einbezogen ist, braucht die 

Vorschriften dieses Unterabschnitts und des Dritten und Vierten Unterabschnitts dieses 

Abschnitts nicht anzuwenden, wenn alle folgenden Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. alle Gesellschafter des Tochterunternehmens haben der Befreiung für das jeweilige 

Geschäftsjahr zugestimmt; 

2. das Mutterunternehmen hat sich bereit erklärt, für die von dem Tochterunternehmen 

bis zum Abschlussstichtag eingegangenen Verpflichtungen im folgenden 

Geschäftsjahr einzustehen; 

3. der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht des Mutterunternehmens sind 

nach den Rechtsvorschriften des Staates, in dem das Mutterunternehmen seinen Sitz 

hat, und im Einklang mit folgenden Richtlinien aufgestellt und geprüft worden: 

a) Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 

2013 über den Jahresabschluss, den konsolidierten Abschluss und damit 

verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur 

Änderung der Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des Rates (ABl. 

L 182 vom 29.6.2013, S. 19), die zuletzt durch die Richtlinie 2014/102/EU (ABl. L 

334 vom 21.11.2014, S. 86) geändert worden ist, 

b) Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Mai 

2006 über Abschlussprüfungen von Jahresabschlüssen und konsolidierten 

Abschlüssen, zur Änderung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG des 

Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 84/253/EWG des Rates (ABl. L 157 vom 

9.6.2006, S. 87), die durch die Richtlinie 2013/34/EU (ABl. L 182 vom 29.6.2013, 

S. 19) geändert worden ist; 



4. die Befreiung des Tochterunternehmens ist im Anhang des Konzernabschlusses des 

Mutterunternehmens angegeben und 

5. für das Tochterunternehmen sind nach § 325 Absatz 1 bis 1b offengelegt worden: 

a) der Beschluss nach Nummer 1, 

b) die Erklärung nach Nummer 2, 

c) der Konzernabschluss, 

d) der Konzernlagebericht und 

e) der Bestätigungsvermerk zum Konzernabschluss und Konzernlagebericht des 

Mutterunternehmens nach Nummer 3. 
 
Hat bereits das Mutterunternehmen einzelne oder alle der in Satz 1 Nummer 5 

bezeichneten Unterlagen offengelegt, braucht das Tochterunternehmen die betreffenden 

Unterlagen nicht erneut offenzulegen, wenn sie im Bundesanzeiger unter dem 

Tochterunternehmen auffindbar sind; § 326 Absatz 2 ist auf diese Offenlegung nicht 

anzuwenden. Satz 2 gilt nur dann, wenn das Mutterunternehmen die betreffende 

Unterlage in deutscher oder in englischer Sprache offengelegt hat oder das 

Tochterunternehmen zusätzlich eine beglaubigte Übersetzung dieser Unterlage in 

deutscher Sprache nach § 325 Absatz 1 bis 1b offenlegt. 
 
(4) Absatz 3 ist nicht anzuwenden, wenn eine Kapitalgesellschaft das 

Tochterunternehmen eines Mutterunternehmens ist, das einen Konzernabschluss nach 

den Vorschriften des Publizitätsgesetzes aufgestellt hat, und wenn in diesem 

Konzernabschluss von dem Wahlrecht des § 13 Absatz 3 Satz 1 des Publizitätsgesetzes 

Gebrauch gemacht worden ist; § 314 Absatz 3 bleibt unberührt. 

 
 

§ 325 Offenlegung 
 
(1) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs von Kapitalgesellschaften haben 

für die Gesellschaft folgende Unterlagen in deutscher Sprache offenzulegen: 
 
1. den festgestellten oder gebilligten Jahresabschluss, den Lagebericht, die Erklärungen 

nach § 264 Absatz 2 Satz 3 und § 289 Absatz 1 Satz 5 und den Bestätigungsvermerk 

oder den Vermerk über dessen Versagung sowie 

2. den Bericht des Aufsichtsrats und die nach § 161 des Aktiengesetzes 

vorgeschriebene Erklärung. Die Unterlagen sind elektronisch beim Betreiber des 

Bundesanzeigers in einer Form einzureichen, die ihre Bekanntmachung ermöglicht. 
 
(1a) Die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 1 sind spätestens ein Jahr nach dem 

Abschlussstichtag des Geschäftsjahrs einzureichen, auf das sie sich beziehen. Liegen 



die Unterlagen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 nicht innerhalb der Frist vor, sind sie 

unverzüglich nach ihrem Vorliegen nach Absatz 1 offenzulegen. 
 
(1b) Wird der Jahresabschluss oder der Lagebericht geändert, so ist auch die Änderung 

nach Absatz 1 Satz 1 offenzulegen. Ist im Jahresabschluss nur der Vorschlag für die 

Ergebnisverwendung enthalten, ist der Beschluss über die Ergebnisverwendung nach 

seinem Vorliegen nach Absatz 1 Satz 1 offenzulegen. 
 
(2) Die Mitglieder des vertretungsberechtigten Organs der Kapitalgesellschaft haben für 

diese die in Absatz 1 bezeichneten Unterlagen jeweils unverzüglich nach der Einreichung 

im Bundesanzeiger bekannt machen zu lassen. 
 
(2a) Bei der Offenlegung nach Absatz 2 kann an die Stelle des Jahresabschlusses ein 

Einzelabschluss treten, der nach den in § 315e Absatz 1 bezeichneten internationalen 

Rechnungslegungsstandards aufgestellt worden ist. Ein Unternehmen, das von diesem 

Wahlrecht Gebrauch macht, hat die dort genannten Standards vollständig zu befolgen. 

Auf einen solchen Abschluss sind § 243 Abs. 2, die §§ 244, 245, 257, 264 Absatz 1a, 2 

Satz 3, § 285 Nr. 7, 8 Buchstabe b, Nr. 9 bis 11a, 14 bis 17, § 286 Absatz 1 und 3 

anzuwenden. Die Verpflichtung, einen Lagebericht offenzulegen, bleibt unberührt; der 

Lagebericht nach § 289 muss in dem erforderlichen Umfang auch auf den 

Einzelabschluss nach Satz 1 Bezug nehmen. Die übrigen Vorschriften des Zweiten 

Unterabschnitts des Ersten Abschnitts und des Ersten Unterabschnitts des Zweiten 

Abschnitts gelten insoweit nicht. Kann wegen der Anwendung des § 286 Abs. 1 auf den 

Anhang die in Satz 2 genannte Voraussetzung nicht eingehalten werden, entfällt das 

Wahlrecht nach Satz 1. 
 
(2b) Die befreiende Wirkung der Offenlegung des Einzelabschlusses nach Absatz 2a tritt 

ein, wenn 
 
1. statt des vom Abschlussprüfer zum Jahresabschluss erteilten Bestätigungsvermerks 

oder des Vermerks über dessen Versagung der entsprechende Vermerk zum 

Abschluss nach Absatz 2a in die Offenlegung nach Absatz 2 einbezogen wird, 

2. der Vorschlag für die Verwendung des Ergebnisses und gegebenenfalls der 

Beschluss über seine Verwendung unter Angabe des Jahresüberschusses oder 

Jahresfehlbetrags in die Offenlegung nach Absatz 2 einbezogen werden und 

3. der Jahresabschluss mit dem Bestätigungsvermerk oder dem Vermerk über dessen 

Versagung nach Absatz 1 und 1a Satz 1 offen gelegt wird. 



(3) Die Absätze 1 bis 2 und 4 Satz 1 gelten entsprechend für die Mitglieder des 

vertretungsberechtigten Organs einer Kapitalgesellschaft, die einen Konzernabschluss 

und einen Konzernlagebericht aufzustellen haben. 
 
(3a) Wird der Konzernabschluss zusammen mit dem Jahresabschluss des 

Mutterunternehmens oder mit einem von diesem aufgestellten Einzelabschluss nach 

Absatz 2a bekannt gemacht, können die Vermerke des Abschlussprüfers nach § 322 zu 

beiden Abschlüssen zusammengefasst werden; in diesem Fall können auch die 

jeweiligen Prüfungsberichte zusammengefasst werden. 
 
(4) Bei einer Kapitalgesellschaft im Sinn des § 264d, die keine Kapitalgesellschaft im Sinn 

des § 327a ist, beträgt die Frist nach Absatz 1a Satz 1 längstens vier Monate. Für die 

Wahrung der Fristen nach Satz 1 und Absatz 1a Satz 1 ist der Zeitpunkt der Einreichung 

der Unterlagen maßgebend. 
 
(5) Auf Gesetz, Gesellschaftsvertrag oder Satzung beruhende Pflichten der Gesellschaft, 

den Jahresabschluss, den Einzelabschluss nach Absatz 2a, den Lagebericht, den 

Konzernabschluss oder den Konzernlagebericht in anderer Weise bekannt zu machen, 

einzureichen oder Personen zugänglich zu machen, bleiben unberührt. 
 
(6) Die §§ 11 und 12 Abs. 2 gelten für die beim Betreiber des Bundesanzeigers 

einzureichenden Unterlagen entsprechend; § 325a Absatz 1 Satz 5 und § 340l Absatz 2 

Satz 6 bleiben unberührt. 

 
 

§ 325a Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz im Ausland 
 
(1) Bei inländischen Zweigniederlassungen von Kapitalgesellschaften mit Sitz in einem 

anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Vertragsstaat des Abkommens über 

den Europäischen Wirtschaftsraum haben die in § 13e Abs. 2 Satz 4 Nr. 3 genannten 

Personen oder, wenn solche nicht angemeldet sind, die gesetzlichen Vertreter der 

Gesellschaft für diese die Unterlagen der Rechnungslegung der Hauptniederlassung, die 

nach dem für die Hauptniederlassung maßgeblichen Recht erstellt, geprüft und 

offengelegt oder hinterlegt worden sind, nach den §§ 325, 328, 329 Abs. 1 und 4 

offenzulegen. Bestehen mehrere inländische Zweigniederlassungen derselben 

Gesellschaft, brauchen die Unterlagen der Rechnungslegung der Hauptniederlassung nur 

von den nach Satz 1 verpflichteten Personen einer dieser Zweigniederlassungen 

offengelegt zu werden. In diesem Fall beschränkt sich die Offenlegungspflicht der übrigen 

Zweigniederlassungen auf die Angabe des Namens der Zweigniederlassung, des 

Registers sowie der Registernummer der Zweigniederlassung, für die die Offenlegung 



gemäß Satz 2 bewirkt worden ist. Die Unterlagen sind in deutscher Sprache 

einzureichen. Soweit dies nicht die Amtssprache am Sitz der Hauptniederlassung ist, 

können die Unterlagen der Hauptniederlassung auch 

1. in englischer Sprache oder 

2. in einer von dem Register der Hauptniederlassung beglaubigten Abschrift oder, 

3. wenn eine dem Register vergleichbare Einrichtung nicht vorhanden oder diese nicht 

zur Beglaubigung befugt ist, in einer von einem Wirtschaftsprüfer bescheinigten 

Abschrift, verbunden mit der Erklärung, dass entweder eine dem Register 

vergleichbare Einrichtung nicht vorhanden oder diese nicht zur Beglaubigung befugt 

ist, 

eingereicht werden; von der Beglaubigung des Registers ist eine beglaubigte 

Übersetzung in deutscher Sprache einzureichen. 
 
(2) Diese Vorschrift gilt nicht für Zweigniederlassungen, die von Kreditinstituten im Sinne 

des § 340 oder von Versicherungsunternehmen im Sinne des § 341 errichtet werden. 
 
(3) Bei der Anwendung von Absatz 1 ist für die Einstufung einer Kapitalgesellschaft als 

Kleinstkapitalgesellschaft (§ 267a) und für die Geltung von Erleichterungen bei der 

Rechnungslegung das Recht des anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union oder 

das Recht des Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum 

maßgeblich. Darf eine Kleinstkapitalgesellschaft nach dem für sie maßgeblichen Recht 

die Offenlegungspflicht durch die Hinterlegung der Bilanz erfüllen, darf sie die 

Offenlegung nach Absatz 1 ebenfalls durch Hinterlegung bewirken. § 326 Absatz 2 gilt 

entsprechend. 

 
 

§ 326 Größenabhängige Erleichterungen für kleine Kapitalgesellschaften und 
Kleinstkapitalgesellschaften bei der Offenlegung 

 
(1) Auf kleine Kapitalgesellschaften (§ 267 Abs. 1) ist § 325 Abs. 1 mit der Maßgabe 

anzuwenden, daß die gesetzlichen Vertreter nur die Bilanz und den Anhang einzureichen 

haben. Der Anhang braucht die die Gewinn-und Verlustrechnung betreffenden Angaben 

nicht zu enthalten. 
 
(2) Die gesetzlichen Vertreter von Kleinstkapitalgesellschaften (§ 267a) können ihre sich 

aus § 325 Absatz 1 bis 2 ergebenden Pflichten auch dadurch erfüllen, dass sie die Bilanz 

in elektronischer Form zur dauerhaften Hinterlegung beim Betreiber des 

Bundesanzeigers einreichen und einen Hinterlegungsauftrag erteilen. § 325 Absatz 1 

Satz 2, Absatz 1a und 1b ist entsprechend anzuwenden. Kleinstkapitalgesellschaften 



dürfen von dem in Satz 1 geregelten Recht nur Gebrauch machen, wenn sie gegenüber 

dem Betreiber des Bundesanzeigers mitteilen, dass sie zwei der drei in § 267a Absatz 1 

genannten Merkmale für die nach § 267 Absatz 4 maßgeblichen Abschlussstichtage nicht 

überschreiten. 

 
 

§ 327 Größenabhängige Erleichterungen für mittelgroße Kapitalgesellschaften bei 
der Offenlegung 

 
Auf mittelgroße Kapitalgesellschaften (§ 267 Abs. 2) ist § 325 Abs. 1 mit der Maßgabe 

anzuwenden, daß die gesetzlichen Vertreter 
 
1. die Bilanz nur in der für kleine Kapitalgesellschaften nach § 266 Abs. 1 Satz 3 

vorgeschriebenen Form beim Betreiber des Bundesanzeigers einreichen müssen. In 

der Bilanz oder im Anhang sind jedoch die folgenden Posten des § 266 Abs. 2 und 3 

zusätzlich gesondert anzugeben: 

Auf der Aktivseite 

A I 1 Selbst geschaffene gewerbliche Schutzrechte und ähnliche Rechte und 

Werte; 

A I 2 Geschäfts- oder Firmenwert; 

A II 1 Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten einschließlich der 

Bauten auf fremden Grundstücken; 

A II 2 technische Anlagen und Maschinen; 

A II 3 andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung; 

A II 4 geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau; 

A III 1 Anteile an verbundenen Unternehmen; 

A III 2 Ausleihungen an verbundene Unternehmen; 

A III 3 Beteiligungen; 

A III 4 Ausleihungen an Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 

besteht; 

B II 2 Forderungen gegen verbundene Unternehmen; 

B II 3 Forderungen gegen Unternehmen, mit denen ein Beteiligungsverhältnis 

besteht; 

B III 1 Anteile an verbundenen Unternehmen. 

Auf der Passivseite 

C 1 Anleihen, davon konvertibel; 

C 2 Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten; 

C 6 Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen; 



C 7 Verbindlichkeiten gegenüber Unternehmen, mit denen ein 

Beteiligungsverhältnis besteht; 

2. den Anhang ohne die Angaben nach § 285 Nr. 2 und 8 Buchstabe a, Nr. 12 beim 

Betreiber des Bundesanzeigers einreichen dürfen. 

 
 

§ 327a Erleichterung für bestimmte kapitalmarktorientierte 
Kapitalgesellschaften 

 
§ 325 Abs. 4 Satz 1 ist auf eine Kapitalgesellschaft nicht anzuwenden, wenn sie 

ausschließlich zum Handel an einem organisierten Markt zugelassene Schuldtitel im Sinn 

des § 2 Absatz 1 Nummer 3 des Wertpapierhandelsgesetzes mit einer Mindeststückelung 

von 100 000 Euro oder dem am Ausgabetag entsprechenden Gegenwert einer anderen 

Währung begibt. 

 
 

§ 328 Form, Format und Inhalt der Unterlagen bei der Offenlegung, 
Veröffentlichung und Vervielfältigung 

 
(1) Bei der Offenlegung des Jahresabschlusses, des Einzelabschlusses nach § 325 

Absatz 2a, des Konzernabschlusses, des Lage- oder Konzernlageberichts oder der 

Erklärungen nach § 264 Absatz 2 Satz 3, § 289 Absatz 1 Satz 5, § 297 Absatz 2 Satz 4 

oder § 315 Absatz 1 Satz 5 sind diese Abschlüsse, Lageberichte und Erklärungen so 

wiederzugeben, dass sie den für ihre Aufstellung maßgeblichen Vorschriften 

entsprechen, soweit nicht Erleichterungen nach den §§ 326 und 327 in Anspruch 

genommen werden oder eine Rechtsverordnung nach Absatz 4 hiervon Abweichungen 

ermöglicht. Sie haben in diesem Rahmen vollständig und richtig zu sein. Die Sätze 1 und 

2 gelten auch für die teilweise Offenlegung sowie für die Veröffentlichung oder 

Vervielfältigung in anderer Form auf Grund des Gesellschaftsvertrages oder der Satzung. 

Eine Kapitalgesellschaft, die als Inlandsemittent (§ 2 Absatz 14 des 

Wertpapierhandelsgesetzes) Wertpapiere (§ 2 Absatz 1 des Wertpapierhandelsgesetzes) 

begibt und keine Kapitalgesellschaft im Sinne des § 327a ist, hat offenzulegen: 

1. die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Unterlagen in dem einheitlichen elektronischen 

Berichtsformat nach Maßgabe des Artikels 3 der Delegierten Verordnung (EU) 

2019/815 der Kommission vom 17. Dezember 2018 zur Ergänzung der Richtlinie 

2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf technische 

Regulierungsstandards für die Spezifikation eines einheitlichen elektronischen 

Berichtsformats (ABl. L 143 vom 29.5.2019, S. 1; L 145 vom 4.6.2019, S. 85) in der 

jeweils geltenden Fassung; 



2. den Konzernabschluss mit Auszeichnungen nach Maßgabe der Artikel 4 und 6 der 

Delegierten Verordnung (EU) 2019/815. 
 
(1a) Das Datum der Feststellung oder der Billigung der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten 

Abschlüsse ist anzugeben. Wurde der Abschluss auf Grund gesetzlicher Vorschriften 

durch einen Abschlussprüfer geprüft, so ist jeweils der vollständige Wortlaut des 

Bestätigungsvermerks oder des Vermerks über dessen Versagung wiederzugeben; wird 

der Jahresabschluss wegen der Inanspruchnahme von Erleichterungen nur teilweise 

offengelegt und bezieht sich der Bestätigungsvermerk auf den vollständigen 

Jahresabschluss, ist hierauf hinzuweisen. Bei der Offenlegung von Jahresabschluss, 

Einzelabschluss nach § 325 Absatz 2a oder Konzernabschluss ist gegebenenfalls darauf 

hinzuweisen, dass die Offenlegung nicht gleichzeitig mit allen anderen nach § 325 

offenzulegenden Unterlagen erfolgt. 
 
(2) Werden Abschlüsse in Veröffentlichungen und Vervielfältigungen, die nicht durch 

Gesetz, Gesellschaftsvertrag oder Satzung vorgeschrieben sind, nicht in der nach Absatz 

1 vorgeschriebenen Form oder dem vorgeschriebenen Format wiedergegeben, so ist 

jeweils in einer Überschrift darauf hinzuweisen, daß es sich nicht um eine der 

gesetzlichen Form oder dem gesetzlichen Format entsprechende Veröffentlichung 

handelt. Ein Bestätigungsvermerk darf nicht beigefügt werden, wenn die Abschlüsse nicht 

in der nach Absatz 1 vorgeschriebenen Form wiedergegeben werden. Ist jedoch auf 

Grund gesetzlicher Vorschriften eine Prüfung durch einen Abschlußprüfer erfolgt, so ist 

anzugeben, zu welcher der in § 322 Abs. 2 Satz 1 genannten zusammenfassenden 

Beurteilungen des Prüfungsergebnisses der Abschlussprüfer in Bezug auf den in 

gesetzlicher Form erstellten Abschluss gelangt ist und ob der Bestätigungsvermerk einen 

Hinweis nach § 322 Abs. 3 Satz 2 enthält. Ferner ist anzugeben, ob die Unterlagen bei 

dem Betreiber des Bundesanzeigers eingereicht worden sind. 
 
(3) Absatz 1 Satz 1 bis 3 ist auf den Vorschlag für die Verwendung des Ergebnisses und 

den Beschluss über seine Verwendung entsprechend anzuwenden. Werden die in Satz 1 

bezeichneten Unterlagen oder der Lage- oder Konzernlagebericht nicht gleichzeitig mit 

dem Jahresabschluß oder dem Konzernabschluß offengelegt, so ist bei ihrer 

nachträglichen Offenlegung jeweils anzugeben, auf welchen Abschluß sie sich beziehen 

und wo dieser offengelegt worden ist; dies gilt auch für die nachträgliche Offenlegung des 

Bestätigungsvermerks oder des Vermerks über seine Versagung. 
 
(4) Die Rechtsverordnung nach § 330 Abs. 1 Satz 1, 4 und 5 kann dem Betreiber des 

Bundesanzeigers Abweichungen von der Kontoform nach § 266 Abs. 1 Satz 1 gestatten. 



(5) Für die Hinterlegung der Bilanz einer Kleinstkapitalgesellschaft (§ 326 Absatz 2) 

gelten Absatz 1 Satz 1 bis 3 und Absatz 1a Satz 1 entsprechend. 

 
§ 329 Prüfungs- und Unterrichtungspflicht des Betreibers des 

Bundesanzeigers 
 
(1) Der Betreiber des Bundesanzeigers prüft, ob die einzureichenden Unterlagen 

fristgemäß und vollzählig eingereicht worden sind. Der Betreiber des 

Unternehmensregisters stellt dem Betreiber des Bundesanzeigers die nach § 8b Abs. 3 

Satz 2 von den Landesjustizverwaltungen übermittelten Daten zur Verfügung, soweit dies 

für die Erfüllung der Aufgaben nach Satz 1 erforderlich ist. Die Daten dürfen vom 

Betreiber des Bundesanzeigers nur für die in Satz 1 genannten Zwecke verwendet 

werden. 
 
(2) Gibt die Prüfung Anlass zu der Annahme, dass von der Größe der Kapitalgesellschaft 

abhängige Erleichterungen oder die Erleichterung nach § 327a nicht hätten in Anspruch 

genommen werden dürfen, kann der Betreiber des Bundesanzeigers von der 

Kapitalgesellschaft innerhalb einer angemessenen Frist die Mitteilung der Umsatzerlöse 

(§ 277 Abs. 1) und der durchschnittlichen Zahl der Arbeitnehmer (§ 267 Abs. 5) oder 

Angaben zur Eigenschaft als Kapitalgesellschaft im Sinn des § 327a verlangen. 

Unterlässt die Kapitalgesellschaft die fristgemäße Mitteilung, gelten die Erleichterungen 

als zu Unrecht in Anspruch genommen. 
 
(3) In den Fällen des § 325a Absatz 1 Satz 5 und des § 340l Absatz 2 Satz 6 kann im 

Einzelfall die Vorlage einer Übersetzung in die deutsche Sprache verlangt werden. 
 
(4) Ergibt die Prüfung nach Absatz 1 Satz 1, dass die offen zu legenden Unterlagen nicht 

oder unvollständig eingereicht wurden, wird die jeweils für die Durchführung von 

Ordnungsgeldverfahren nach den §§ 335, 340o und 341o zuständige 

Verwaltungsbehörde unterrichtet. 

 
 

§ 339 Offenlegung 
 
(1) Der Vorstand hat unverzüglich nach der Generalversammlung über den 

Jahresabschluß, jedoch spätestens vor Ablauf des zwölften Monats des dem 

Abschlussstichtag nachfolgenden Geschäftsjahrs, den festgestellten Jahresabschluß, 

den Lagebericht, die Erklärungen nach § 264 Absatz 2 Satz 3 und § 289 Absatz 1 Satz 5 

und den Bericht des Aufsichtsrats beim Betreiber des Bundesanzeigers elektronisch 

einzureichen. Ist die Erteilung eines Bestätigungsvermerks nach § 58 Abs. 2 des 



Genossenschaftsgesetzes oder nach Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 

537/2014 vorgeschrieben, so ist dieser mit dem Jahresabschluß einzureichen; hat der 

Prüfungsverband die Bestätigung des Jahresabschlusses versagt, so muß dies auf dem 

eingereichten Jahresabschluß vermerkt und der Vermerk vom Prüfungsverband 

unterschrieben sein. Ist die Prüfung des Jahresabschlusses im Zeitpunkt der Einreichung 

der Unterlagen nach Satz 1 nicht abgeschlossen, so ist der Bestätigungsvermerk oder 

der Vermerk über seine Versagung unverzüglich nach Abschluß der Prüfung 

einzureichen. Wird der Jahresabschluß oder der Lagebericht nach der Einreichung 

geändert, so ist auch die geänderte Fassung einzureichen. 
 
(2) § 325 Absatz 1 Satz 2, Absatz 2, 2a, 4 und 6 sowie die §§ 326 bis 329 sind 

entsprechend anzuwenden. Hat eine Kleinstgenossenschaft von der Erleichterung für 

Kleinstkapitalgesellschaften nach § 326 Absatz 2 Gebrauch gemacht, gilt § 9 Absatz 6 

Satz 3 entsprechend. 
 
(3) Die §§ 335 und 335a finden mit den Maßgaben entsprechende Anwendung, dass sich 

das Ordnungsgeldverfahren gegen die Mitglieder des Vorstands der Genossenschaft 

richtet und nur auf Antrag des Prüfungsverbandes, dem die Genossenschaft angehört, 

oder eines Mitglieds, Gläubigers oder Arbeitnehmers der Genossenschaft durchzuführen 

ist. Das Ordnungsgeldverfahren kann auch gegen die Genossenschaft durchgeführt 

werden, für die die Mitglieder des Vorstands die in Absatz 1 genannten Pflichten zu 

erfüllen haben. 

 
 

§ 340l 
 
(1) Kreditinstitute haben den Jahresabschluß und den Lagebericht sowie den 

Konzernabschluß und den Konzernlagebericht und die anderen in § 325 bezeichneten 

Unterlagen nach § 325 Abs. 2 bis 5, §§ 328, 329 Abs. 1 und 4 offenzulegen. 

Kreditinstitute, die nicht Zweigniederlassungen sind, haben die in Satz 1 bezeichneten 

Unterlagen außerdem in jedem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft 

und in jedem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen 

Wirtschaftsraum offenzulegen, in dem sie eine Zweigniederlassung errichtet haben. Die 

Offenlegung nach Satz 2 richtet sich nach dem Recht des jeweiligen Mitgliedstaats oder 

Vertragsstaats. 
 
(2) Zweigniederlassungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes von Unternehmen mit 

Sitz in einem anderen Staat haben die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Unterlagen ihrer 

Hauptniederlassung, die nach deren Recht aufgestellt und geprüft worden sind, nach § 



325 Abs. 2 bis 5, §§ 328, 329 Abs. 1, 3 und 4 offenzulegen. Unternehmen mit Sitz in 

einem Drittstaat im Sinn des § 3 Abs. 1 Satz 1 der Wirtschaftsprüferordnung, deren 

Wertpapiere im Sinn des § 2 Absatz 1 des Wertpapierhandelsgesetzes an einer 

inländischen Börse zum Handel am regulierten Markt zugelassen sind, haben zudem 

eine Bescheinigung der Wirtschaftsprüferkammer gemäß § 134 Abs. 2a der 

Wirtschaftsprüferordnung über die Eintragung des Abschlussprüfers oder eine 

Bestätigung der Wirtschaftsprüferkammer gemäß § 134 Abs. 4 Satz 8 der 

Wirtschaftsprüferordnung über die Befreiung von der Eintragungsverpflichtung 

offenzulegen. Satz 2 ist nicht anzuwenden, soweit ausschließlich Schuldtitel im Sinne des 

§ 2 Absatz 1 Nummer 3 des Wertpapierhandelsgesetzes 
 
1. mit einer Mindeststückelung zu je 100 000 Euro oder einem entsprechenden Betrag 

anderer Währung an einer inländischen Börse zum Handel am regulierten Markt 

zugelassen sind oder 

2. mit einer Mindeststückelung zu je 50 000 Euro oder einem entsprechenden Betrag 

anderer Währung an einer inländischen Börse zum Handel am regulierten Markt 

zugelassen sind und diese Schuldtitel vor dem 31. Dezember 2010 begeben worden 

sind. 
 
Zweigniederlassungen im Geltungsbereich dieses Gesetzes von Unternehmen mit Sitz in 

einem Staat, der nicht Mitglied der Europäischen Gemeinschaft und auch nicht 

Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum ist, brauchen auf 

ihre eigene Geschäftstätigkeit bezogene gesonderte Rechnungslegungsunterlagen nach 

Absatz 1 Satz 1 nicht offenzulegen, sofern die nach den Sätzen 1 und 2 offenzulegenden 

Unterlagen nach einem an die Richtlinie 86/635/EWG angepaßten Recht aufgestellt und 

geprüft worden oder den nach einem dieser Rechte aufgestellten Unterlagen gleichwertig 

sind. Die Unterlagen sind in deutscher Sprache einzureichen. Soweit dies nicht die 

Amtssprache am Sitz der Hauptniederlassung ist, können die Unterlagen der 

Hauptniederlassung auch 
 
1. in englischer Sprache oder 

2. in einer von dem Register der Hauptniederlassung beglaubigten Abschrift oder, 

3. wenn eine dem Register vergleichbare Einrichtung nicht vorhanden oder diese nicht 

zur Beglaubigung befugt ist, in einer von einem Wirtschaftsprüfer bescheinigten 

Abschrift, verbunden mit der Erklärung, dass entweder eine dem Register 

vergleichbare Einrichtung nicht vorhanden oder diese nicht zur Beglaubigung befugt 

ist, 



eingereicht werden; von der Beglaubigung des Registers ist eine beglaubigte 

Übersetzung in deutscher Sprache einzureichen. 
 
(3) § 339 ist auf Kreditinstitute, die Genossenschaften sind, nicht anzuwenden. 

 
(4) Macht ein Kreditinstitut von dem Wahlrecht nach § 325 Absatz 2a Satz 1 Gebrauch, 

sind § 325 Absatz 2a Satz 3 und 5 mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 
 
1. Die in § 325 Abs. 2a Satz 3 genannten Vorschriften des Ersten Unterabschnitts des 

Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs sind auch auf Kreditinstitute anzuwenden, die 

nicht in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft betrieben werden. 

2. § 285 Nummer 8 Buchstabe b findet keine Anwendung; der Personalaufwand des 

Geschäftsjahrs ist jedoch im Anhang zum Einzelabschluss nach § 325 Absatz 2a 

gemäß der Gliederung nach Formblatt 3 im Posten Allgemeine 

Verwaltungsaufwendungen Unterposten Buchstabe a Personalaufwand der 

Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung 

vom 11. Dezember 1998 (BGBl. I S. 3658) in der jeweils geltenden Fassung 

anzugeben, sofern diese Angaben nicht gesondert in der Gewinn-und 

Verlustrechnung erscheinen. 

3. An Stelle des § 285 Nr. 9 Buchstabe c gilt § 34 Abs. 2 Nr. 2 der Kreditinstituts- 

Rechnungslegungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. 

Dezember 1998 (BGBl. I S. 3658) in der jeweils geltenden Fassung. 

4. Für den Anhang gilt zusätzlich die Vorschrift des § 340a Abs. 4. 

5. Im Übrigen finden die Bestimmungen des Zweiten bis Vierten Titels dieses 

Unterabschnitts sowie der Kreditinstituts-Rechnungslegungsverordnung keine 

Anwendung. 

 
 

§ 341l 
 
(1) Versicherungsunternehmen haben den Jahresabschluß und den Lagebericht sowie 

den Konzernabschluß und den Konzernlagebericht und die anderen in § 325 

bezeichneten Unterlagen nach § 325 Abs. 2 bis 5, §§ 328, 329 Abs. 1 und 4 

offenzulegen. Von den in § 341a Abs. 5 genannten Versicherungsunternehmen ist § 325 

Abs. 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Frist für die Einreichung der Unterlagen 

beim Betreiber des Bundesanzeigers 15 Monate, im Fall des § 325 Abs. 4 Satz 1 vier 

Monate beträgt; § 327a ist anzuwenden. 
 
(2) Die gesetzlichen Vertreter eines Mutterunternehmens haben abweichend von § 325 

Abs. 3 unverzüglich nach der Hauptversammlung oder der dieser entsprechenden 



Versammlung der obersten Vertretung, welcher der Konzernabschluß und der 

Konzernlagebericht vorzulegen sind, jedoch spätestens vor Ablauf des dieser 

Versammlung folgenden Monats den Konzernabschluß mit dem Bestätigungsvermerk 

oder dem Vermerk über dessen Versagung und den Konzernlagebericht mit Ausnahme 

der Aufstellung des Anteilsbesitzes beim Betreiber des Bundesanzeigers elektronisch 

einzureichen. 
 
(3) Soweit Absatz 1 Satz 1 auf § 325 Abs. 2a Satz 3 und 5 verweist, gelten die folgenden 

Maßgaben und ergänzenden Bestimmungen: 
 
1. Die in § 325 Abs. 2a Satz 3 genannten Vorschriften des Ersten Unterabschnitts des 

Zweiten Abschnitts des Dritten Buchs sind auch auf Versicherungsunternehmen 

anzuwenden, die nicht in der Rechtsform einer Kapitalgesellschaft betrieben werden. 

2. An Stelle des § 285 Nr. 8 Buchstabe b gilt die Vorschrift des § 51 Abs. 5 in 

Verbindung mit Muster 2 der Versicherungsunternehmens- 

Rechnungslegungsverordnung vom 8. November 1994 (BGBl. I S. 3378) in der 

jeweils geltenden Fassung. 

3. § 341a Abs. 4 ist anzuwenden, soweit er auf die Bestimmungen der §§ 170, 171 und 

175 des Aktiengesetzes über den Einzelabschluss nach § 325 Abs. 2a dieses 

Gesetzes verweist. 

4. Im Übrigen finden die Bestimmungen des Zweiten bis Vierten Titels dieses 

Unterabschnitts sowie der Versicherungsunternehmens- 

Rechnungslegungsverordnung keine Anwendung. 

 
 

§ 341w Offenlegung 
 
(1) Die gesetzlichen Vertreter von Kapitalgesellschaften haben für diese den 

Zahlungsbericht spätestens ein Jahr nach dem Abschlussstichtag elektronisch in 

deutscher Sprache beim Betreiber des Bundesanzeigers einzureichen und unverzüglich 

nach Einreichung im Bundesanzeiger bekannt machen zu lassen. Im Falle einer 

Kapitalgesellschaft im Sinne des § 264d beträgt die Frist abweichend von Satz 1 sechs 

Monate nach dem Abschlussstichtag; § 327a gilt entsprechend. 
 
(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die gesetzlichen Vertreter von Mutterunternehmen, die 

einen Konzernzahlungsbericht zu erstellen haben. 
 
(3) § 325 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 6 sowie § 328 Absatz 1 Satz 1 bis 3, Absatz 1a bis 

4 und § 329 Absatz 1, 3 und 4 gelten entsprechend. 
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